
Einladung zur Hauptversammlung.
Bayerische Motoren Werke
Aktiengesellschaft, München.

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit
eingeladen zu der am Donnerstag,14. Mai 2009 
um10.00 Uhr in der Olympiahalle im Olympiapark,
Coubertinplatz, 80809 München, stattfindenden 
89.ordentlichen Hauptversammlung.

Tagesordnung.

1. Vorlage des festgestellten Jahres-
abschlusses und des gebilligten Konzern-
abschlusses zum 31. Dezember 2008, 
des Lageberichts und des mit dem Lage-
bericht zusammengefassten Konzern-
lageberichts, des erläuternden Berichts
des Vorstands zu den Angaben nach den
§§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 des Handels-
gesetzbuchs sowie des Berichts des
Aufsichtsrats.

Die vorgenannten Unterlagen sind auch im
Internet unter www.bmwgroup.com über den
link „Hauptversammlung“ veröffentlicht und
stehen dort zum download bereit. Sie werden
den Aktionären auf Anfrage auch zugesandt.
Anfragen richten Sie bitte an die E-Mail Adresse 
Geschaeftsberichte@bmwgroup.com oder
an die Postanschrift BMW AG, Abt. FF-2, 
80788 München.

2. Beschlussfassung über die Verwendung
des Bilanzgewinns.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den
Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2008 in
Höhe von 197.129.532,24 EUR wie folgt zu
verwenden:

Ausschüttung einer Dividende 
von 0,30 EUR je Stammaktie im 
Nennbetrag von 1 EUR auf das 
dividendenberechtigte Grundkapital
(601.995.196 Stammaktien), 

das sind: 180.598.558,80 EUR

Ausschüttung einer Dividende 
von 0,32 EUR je Vorzugsaktie 
ohne Stimmrecht im Nennbetrag 
von 1 EUR auf das dividenden-
berechtigte Grundkapital 
(51.296.162 Vorzugsaktien), 
das sind: 16.414.771,84 EUR

Gewinnvortrag 116.201,60 EUR

Bilanzgewinn 197.129.532,24 EUR

Bis zur Hauptversammlung kann sich die Zahl
der dividendenberechtigten Aktien gegenüber
dem oben berücksichtigten Stand per
31.12. 2008 verändern. Vorstand und Aufsichts-
rat werden der Hauptversammlung in diesem
Fall einen aktualisierten Beschlussvorschlag mit
unveränderten Dividendensätzen unterbreiten
und vorschlagen, einen nicht auf die Dividenden-
zahlung entfallenden Betrag des Bilanzgewinns
auf neue Rechnung vorzutragen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung
der Mitglieder des Vorstands.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den
Mitgliedern des Vorstands im Geschäftsjahr
2008 für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung
der Mitglieder des Aufsichtsrats.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den
Mitgliedern des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr
2008 für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

BMW Group

Rolls-Royce
Motor Cars Limited



5. Wahl des Abschlussprüfers.

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines
Prüfungsausschusses vor, 

die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
Berlin, zum Abschlussprüfer und Konzern-
abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2009
sowie zum Prüfer für die prüferische Durchsicht
des Abschlusses und des Zwischenlageberichts
über die ersten sechs Monate des Geschäfts-
jahrs 2009 zu bestellen. 

6. Wahlen zum Aufsichtsrat.

Der Aufsichtsrat setzt sich zusammen nach den
§§ 96 Abs.1,101 Abs.1 AktG und § 7 Abs.1
Satz1 Nr. 3 MitbestG. Die Hauptversammlung
ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.

Die Amtszeit von sieben Aufsichtsrats-
mitgliedern der Aktionäre endet jeweils mit
Beendigung der ordentlichen Hauptver-
sammlung am14. Mai 2009.

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines
Nominierungsausschusses vor,

Franz M. Haniel, Dipl.-Ingenieur, MBA,
München, für eine Amtszeit bis zum Ablauf
der ordentlichen Hauptversammlung im
Jahr 2014,

Susanne Klatten, Betriebswirtin, MBA,
Senatorin e. h. der Technischen Universität
München, München, für eine Amtszeit
bis zum Ablauf der ordentlichen Haupt-
versammlung im Jahr 2014,

Robert W. Lane, Chairman und Chief
Executive Officer, Deere & Company,
Moline, Illinois, USA, für eine Amtszeit
bis zum Ablauf der ordentlichen Haupt-
versammlung im Jahr 2014,

Wolfgang Mayrhuber, Vorsitzender des
Vorstands der Deutsche Lufthansa AG,
Hamburg, für eine Amtszeit bis zum Ablauf
der ordentlichen Hauptversammlung im
Jahr 2014,

Prof. Dr.-Ing. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Joachim
Milberg, Vorsitzender des Aufsichtsrats 
der BMW AG, Baldham, für eine Amtszeit
bis zum Ablauf der ordentlichen Haupt-
versammlung im Jahr 2013,
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Stefan Quandt, Dipl.-Wirtschaftsingenieur,
Bad Homburg, für eine Amtszeit bis zum
Ablauf der ordentlichen Hauptversamm-
lung im Jahr 2014 und

Prof. Dr. Jürgen Strube, Vorsitzender des
Aufsichtsrats der BASF SE, Mannheim, 
für eine Amtszeit bis zum Ablauf der
ordentlichen Hauptversammlung im 
Jahr 2010

zu Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre zu
wählen. 

Es ist geplant, die Wahlen wie im Vorjahr als
Einzelwahlen durchzuführen. 

Angaben zu Mitgliedschaften in anderen
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und
Mitgliedschaften in vergleichbaren in- und
ausländischen Kontrollgremien von Wirtschafts-
unternehmen:

Franz M. Haniel

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden
inländischen Aufsichtsräten:
– DELTON AG (stellv. Vorsitzender)
– Franz Haniel & Cie. GmbH

(Vorsitzender)
– Heraeus Holding GmbH
– Metro AG (Vorsitzender)
– secunet Security Networks AG
Mitgliedschaft in vergleichbaren Kontroll-
gremien:
– Giesecke & Devrient GmbH

Susanne Klatten

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden
inländischen Aufsichtsräten:
– ALTANA AG (stellv. Vorsitzende)
Mitgliedschaft in vergleichbaren Kontroll-
gremien:
– UnternehmerTUM GmbH (Vorsitzende)

Robert W. Lane

Mitgliedschaft in vergleichbaren Kontroll-
gremien:
– General Electric Company
– Verizon Communications Inc.

Wolfgang Mayrhuber

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden
inländischen Aufsichtsräten:
– Fraport AG
– Lufthansa Technik AG
– Münchener Rückversicherungs-

Gesellschaft AG



Die vorstehende neue Ermächtigung zum
Erwerb eigener Aktien gilt bis zum 12. November
2010. Die neue Ermächtigung kann auch mehr-
mals in Teilen ausgeübt werden. Der Erwerb
darf nicht zum Zweck des Handels in eigenen
Aktien erfolgen. Die von der Hauptversammlung
der Gesellschaft am 8. Mai 2008 gemäß Ziffer
7.1 der Tagesordnung der Hauptversammlung
2008 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb
eigener Aktien wird für die Zeit ab dem Wirksam-
werden des neuen Ermächtigungsbeschlusses
der Hauptversammlung vom14. Mai 2009
aufgehoben.

7.2 Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund der
vorstehenden Ermächtigung oder bereits zuvor
erworbene eigene Stamm- und/oder Vorzugs-
aktien ohne Stimmrecht unbefristet zu halten
und neben einer Veräußerung über die Börse
auch wie folgt zu verwenden:

(a) Stamm- und/oder Vorzugsaktien ohne
Stimmrecht können eingezogen werden,
ohne dass die Einziehung oder ihre Durch-
führung eines weiteren Hauptversamm-
lungsbeschlusses bedarf. Die Ermächtigung
kann auch mehrmals in Teilen ausgeübt
werden.

(b) Vorzugsaktien ohne Stimmrecht können 
im Umfang von bis zu 2.000.000 EUR
anteiligem Grundkapital Personen, die in
einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft
oder einem mit ihr verbundenen Unterneh-
men stehen, zum Erwerb angeboten und
übertragen werden. Das Bezugsrecht der
Aktionäre auf die so verwendeten eigenen
Vorzugsaktien ohne Stimmrecht wird aus-
geschlossen. Die Ermächtigung kann auch
mehrmals in Teilen ausgeübt werden.

8. Beschlussfassung über eine Änderung
der Satzung zur Anpassung an ein neues
Gesetz.

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG)
vom 5. November 2008 sieht u. a. im Rahmen
einer Änderung von § 118 Abs. 4 des Aktien-
gesetzes vor, dass die Satzung den Vorstand
dazu ermächtigen kann, die Bild- oder Tonüber-
tragung der Hauptversammlung zuzulassen. 

Die in der Satzung der BMW AG bisher enthal-
tene Ermächtigung des Versammlungsleiters,
eine Ton- und Bildübertragung zuzulassen, soll
für den Fall des Inkrafttretens der Änderung 
von § 118 Abs. 4 des Aktiengesetzes durch eine
Ermächtigung des Vorstands ersetzt werden.
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Mitgliedschaft in vergleichbaren Kontroll-
gremien:
– HEICO Corp.
– SWISS International Air Lines AG

Prof. Dr.-Ing. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. 
Joachim Milberg

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden
inländischen Aufsichtsräten:
– Bertelsmann AG
– FESTO AG
– SAP AG
– ZF Friedrichshafen AG 
Mitgliedschaft in vergleichbaren Kontroll-
gremien:
– Deere & Company

Stefan Quandt

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden
inländischen Aufsichtsräten:
– DELTON AG (Vorsitzender)
Mitgliedschaft in vergleichbaren Kontroll-
gremien:
– DataCard Corp.

Prof. Dr. Jürgen Strube

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden
inländischen Aufsichtsräten:
– Allianz Deutschland AG 

(bis 2. April 2009)
– BASF SE (Vorsitzender) 

(bis 30. April 2009)
– Bertelsmann AG (stellv. Vorsitzender)
– Fuchs Petrolub AG (Vorsitzender)

7. Beschlussfassung über eine neue
Ermächtigung zum Erwerb und zur
Verwendung eigener Aktien sowie zum
Ausschluss des Bezugsrechts.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,
folgenden Beschluss zu fassen:

7.1 Die Gesellschaft wird ermächtigt, über die 
Börse Stamm- und/oder Vorzugsaktien ohne
Stimmrecht der Gesellschaft bis zu insgesamt
10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Der
von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je
Stamm- bzw. Vorzugsaktie ohne Stimmrecht
(ohne Erwerbsnebenkosten) darf den am
Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermit-
telten Kurs der jeweiligen Aktiengattung im
XETRA-Handel (oder einem funktional vergleich-
baren Nachfolgesystem) nicht um mehr als
10 % überschreiten und nicht um mehr als 10 %
unterschreiten. 



Damit soll sichergestellt werden, dass die
Möglichkeit, eine Bild- und Tonübertragung der
Hauptversammlung zuzulassen, auch für die
nächste Hauptversammlung der Gesellschaft
nach Inkrafttreten des Gesetzes bestehen
bleibt. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor,
zu beschließen, § 16 Ziffer1 Satz 4 der Satzung
zu ändern und wie folgt neu zu fassen:

„Der Vorstand ist ermächtigt, die auszugsweise
oder vollständige Bild- und Tonübertragung der
Hauptversammlung zuzulassen, und zwar auch
in der Weise, dass die Öffentlichkeit uneinge-
schränkt Zugang hat.“

Der vorstehende Beschluss ist erst und nur
dann zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden, wenn das ARUG in Kraft getreten
ist und das Aktiengesetz dahingehend geändert
wurde, dass sich eine Ermächtigung in der
Satzung über die Zulassung einer Bild- und
Tonübertragung der Hauptversammlung an 
den Vorstand richten müsste. 

9. Beschlussfassung über Änderungen 
der Satzung betreffend den Aufsichtsrat.

Die Möglichkeiten der Stimmabgabe für
Aufsichtsratsmitglieder sollen flexibler aus-
gestaltet werden. Ferner soll in die Satzung 
aufgenommen werden, dass die Aufsichtsrats-
mitglieder in den Versicherungsschutz einer
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung
der Gesellschaft einbezogen werden können. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor,
folgende Beschlüsse zu fassen:

9.1 § 13 Ziffer 6 der Satzung wird geändert und wie
folgt neu gefasst:

„6.
Ein abwesendes Aufsichtsratsmitglied kann
seine schriftliche Stimmabgabe durch ein
anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen
lassen. Dies gilt auch für die Abgabe der zweiten
Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden. Als
schriftliche Stimmabgabe gilt auch eine Stimm-
abgabe per Telefax oder mittels elektronischer
Medien. Eine nachträgliche Stimmabgabe ist
zulässig, wenn der Vorsitzende oder im Verhin-
derungsfall sein Stellvertreter sie vor der
Abstimmung in der Sitzung für alle abwesenden
Mitglieder des Aufsichtsrats binnen einer von
ihm festzulegenden Frist gestattet hat.“
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9.2 § 13 Ziffer 7 der Satzung wird geändert und wie
folgt neu gefasst:

„7.
Nehmen an einer Beschlussfassung nicht die
gleiche Anzahl Vertreter der Aktionäre und der
Arbeitnehmer teil, so ist die Abstimmung über
einen Verhandlungsgegenstand auf Verlangen
von zwei Aufsichtsratsmitgliedern um höchs-
tens vier Wochen zu vertagen, wenn nicht der
Aufsichtsratsvorsitzende oder im Verhinde-
rungsfall sein Stellvertreter gemäß Ziffer 6 für
alle abwesenden Mitglieder des Aufsichtsrats
die nachträgliche Stimmabgabe gestattet. Eine
erneute Vertagung des gleichen Gegenstandes
ist nicht zulässig.“

9.3 § 15 Ziffer 5 der Satzung wird geändert und wie
folgt neu gefasst:

„5.
Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsrats-
mitglied seine angemessenen Auslagen sowie
die auf seine Vergütung entfallende Umsatz-
steuer. Die Gesellschaft kann die Mitglieder des
Aufsichtsrats in den Versicherungsschutz einer
auf Kosten der Gesellschaft unterhaltenen
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung
einbeziehen.“

10. Beschlussfassung über ein genehmigtes
Kapital (Vorzugsaktien ohne Stimmrecht)
unter Ausschluss des gesetzlichen
Bezugsrechts der Aktionäre und
Satzungsänderung.

Um der Gesellschaft die Flexibilität zu geben,
die für die Fortführung des Belegschaftsaktien-
programms benötigten Vorzugsaktien auch aus
genehmigtem Kapital bereitzustellen, schlagen
Vorstand und Aufsichtsrat vor, folgenden
Beschluss zu fassen:

10.1 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital
in der Zeit bis zum 13. Mai 2014 mit Zustimmung
des Aufsichtsrats um bis zu 5.000.000 EUR
gegen Bareinlagen durch Ausgabe neuer
Vorzugsaktien ohne Stimmrecht, die den bisher
ausgegebenen Vorzugsaktien ohne Stimmrecht
gleichstehen, zu erhöhen. Die Ermächtigung
kann auch mehrmals in Teilbeträgen ausgenutzt
werden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre wird ausge-
schlossen. Die neuen Aktien dürfen nur zur
Begebung von Belegschaftsaktien an Arbeit-
nehmer der Gesellschaft und ihrer Konzern-
gesellschaften verwendet werden.



10.2 § 4 der Satzung wird geändert und um eine
Ziffer 5 wie folgt ergänzt:

„5.
Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in
der Zeit bis zum 13. Mai 2014 mit Zustimmung
des Aufsichtsrats gegen Bareinlagen um bis zu
5.000.000 EUR durch Ausgabe neuer Vorzugs-
aktien ohne Stimmrecht, die den bisher aus-
gegebenen Vorzugsaktien ohne Stimmrecht
gleichstehen, zu erhöhen. Die Ermächtigung
kann auch mehrmals in Teilbeträgen ausgenutzt
werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist aus-
geschlossen. Die neuen Aktien dürfen nur zur
Begebung von Belegschaftsaktien an Arbeit-
nehmer der Gesellschaft und ihrer Konzern-
gesellschaften verwendet werden (Genehmigtes
Kapital 2009).“

10.3 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 der Satzung
entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des
Genehmigten Kapitals 2009 zu ändern.

Bericht zu Punkt 7 der Tagesordnung.

Der Gesellschaft soll auch in der diesjährigen Haupt-
versammlung wieder die Möglichkeit eingeräumt
werden, eigene Aktien über die Börse zu erwerben. 

Dabei wird die Hauptversammlung auch um die
Ermächtigung des Vorstands gebeten, zurückge-
kaufte Vorzugsaktien ohne Stimmrecht in einem
geringen Umfang (0,31% des Grundkapitals oder
2.000.000 Vorzugsaktien ohne Stimmrecht) für ein
Belegschaftsaktienprogramm verwenden zu dürfen.
Dies erfordert einen Ausschluss des Bezugsrechts
der Aktionäre auf diese Vorzugsaktien.

Belegschaftsaktien sind bei BMW bereits seit dem
Jahr1989 ein bewährtes Instrument, um die 
Arbeitnehmer am Unternehmenserfolg zu beteiligen 
und dadurch ihre Bindung an das Unternehmen zu
fördern.

Das Belegschaftsaktienprogramm richtet sich an
Arbeitnehmer der Bayerische Motoren Werke
Aktiengesellschaft und ihrer Konzerngesellschaften,
soweit die jeweiligen Konzerngesellschaften
entscheiden, an diesem Programm teilzunehmen. 
Im Rahmen des Programms können die Mitarbeiter
in der Regel einmal jährlich in einem Zeitraum von
wenigen Wochen eine bestimmte Anzahl Vorzugs-
aktien ohne Stimmrecht mit einem angemessenen
Abschlag gegenüber dem dann aktuellen Börsen-
preis entgeltlich erwerben. Dabei wird mit den
Mitarbeitern in der Regel eine mehrjährige Veräuße-
rungsbeschränkung (Haltefrist) vereinbart.
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Bericht zu Punkt 10 der Tagesordnung.

Das vorgeschlagene genehmigte Kapital soll es dem
Vorstand ermöglichen, den Mitarbeitern im Rahmen
des Belegschaftsaktienprogramms Vorzugsaktien
ohne Stimmrecht auch unabhängig von einem Rück-
kauf an der Börse anzubieten. Zu diesem Zweck wird
der Hauptversammlung vorgeschlagen, das Bezugs-
recht der Aktionäre auf die neuen Vorzugsaktien
ohne Stimmrecht auszuschließen.

Belegschaftsaktien sind bei BMW bereits seit dem
Jahr1989 ein bewährtes Instrument, um die
Arbeitnehmer am Unternehmenserfolg zu beteiligen
und dadurch ihre Bindung an das Unternehmen zu
fördern.

Das Belegschaftsaktienprogramm richtet sich an
Arbeitnehmer der Bayerische Motoren Werke
Aktiengesellschaft und ihrer Konzerngesellschaften,
soweit die jeweiligen Konzerngesellschaften
entscheiden, an diesem Programm teilzunehmen. 
Im Rahmen des Programms können die Mitarbeiter
in der Regel einmal jährlich in einem Zeitraum von
wenigen Wochen eine bestimmte Anzahl Vorzugs-
aktien ohne Stimmrecht mit einem angemessenen
Abschlag gegenüber dem dann aktuellen Börsen-
preis entgeltlich erwerben. Dabei wird mit den
Mitarbeitern in der Regel eine mehrjährige Veräuße-
rungsbeschränkung (Haltefrist) vereinbart. 

Der vorgeschlagene maximale Erhöhungsbetrag von
5.000.000 EUR berücksichtigt den für die Dauer der
Ermächtigung des Vorstands, also den Zeitraum von
5 Jahren geschätzten Bedarf an Belegschaftsaktien.

Voraussetzungen für die Teilnahme und
Stimmrechtsausübung.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur
Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen
Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptver-
sammlung in Textform (§126b BGB) in deutscher
oder englischer Sprache angemeldet haben.

Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechti-
gung zur Teilnahme und zur Ausübung des Stimm-
rechts nachzuweisen. Hierzu ist ein in Textform 
(§126b BGB) in englischer oder deutscher Sprache
erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch das
depotführende Institut erforderlich. Der Nachweis hat
sich auf den Beginn des 23. April 2009 zu beziehen.
Er muss der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf
des 7. Mai 2009 und ebenso wie die Anmeldung
unter folgender Adresse zugehen:
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Bayerische Motoren Werke Aktiengesellschaft
c/o Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG
CBD5HV
80311 München
Telefax: 089/5400-2519
E-Mail: hauptversammlungen@hvb.de

Zwecks Erfüllung der vorgenannten Teilnahme-
voraussetzungen werden die Aktionäre gebeten, 
sich möglichst frühzeitig an ihr jeweiliges depot-
führendes Institut zu wenden und eine Eintrittskarte
zu bestellen.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im
Zeitpunkt der Einberufung.

Im Zeitpunkt der Einberufung beträgt das Grund-
kapital der Gesellschaft 654.191.358 EUR und ist
eingeteilt in 654.191.358 Aktien im Nennbetrag von
jeweils 1 EUR, und zwar in 601.995.196 Stamm-
aktien, die insgesamt 601.995.196 Stimmen
gewähren, und 52.196.162 Vorzugsaktien ohne
Stimmrecht. Das Stimmrecht jeder Aktie, auf die 
die gesetzliche Mindesteinlage gezahlt wurde,
entspricht ihrem Nennbetrag und je 1 EUR Nenn-
betrag des bei der Abstimmung vertretenen 
Grundkapitals gewährt eine Stimme. Zu den oben 
aufgeführten Tagesordnungspunkten sind nur
die Stammaktionäre stimmberechtigt.

Vollmachten.

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptver-
sammlung teilnehmen möchten, können sich bei der
Ausübung ihrer Rechte, insbesondere des Stimm-
rechts auch durch Bevollmächtigte, z. B. ein Kredit-
institut oder eine Aktionärsvereinigung, vertreten
lassen.

Darüber hinaus bietet die Bayerische Motoren Werke
Aktiengesellschaft ihren Aktionären an, sich bei der
Ausübung des Stimmrechts durch von der Gesell-
schaft benannte weisungsgebundene Stimmrechts-
vertreter vertreten zu lassen. 

Aktionäre, die von dieser Möglichkeit Gebrauch
machen möchten, benötigen hierzu ebenfalls eine
Eintrittskarte zur Hauptversammlung. Soweit von 
der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter
bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem 
Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 
erteilt werden. Ohne diese Weisungen ist die
Vollmacht ungültig. Die Stimmrechtsvertreter sind
verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 

Vollmachten und Weisungen an die von der
Gesellschaft benannten weisungsgebundenen
Stimmrechtsvertreter müssen schriftlich unter
Verwendung der dafür vorgesehenen Vollmachts-
formulare oder elektronisch über das Internet erteilt
werden, indem die unter www.bmwgroup.com
bereitgestellte Anwendung benutzt wird. 

Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen
durch das Aktiengesetz gleichgestellte Personen
und Institutionen können im Rahmen der für sie
bestehenden aktiengesetzlichen Sonderregelung 
(§135 AktG) eigene Anforderungen an die ihnen 
zu erteilenden Vollmachten vorsehen. 

Vollmachten an andere Bevollmächtigte bedürfen
der Schriftform.

Nähere Informationen zur Erteilung von Vollmachten
und Weisungen sowie Vollmachtsformulare erhalten
die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zuge-
sandt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge.

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§126,
127 AktG zu bestimmten Tagesordnungspunkten
sind ausschließlich zu richten an:

Postanschrift: BMW AG, Abt. FF-2, 
80788 München

Telefax: 089/382-14661
E-Mail: hv@bmw.de

Bis spätestens am 29. April 2009 unter dieser
Adresse eingegangene Gegenanträge und Wahl-
vorschläge werden, soweit sie den anderen Aktionären
zugänglich zu machen sind, unverzüglich im Internet
unter www.bmwgroup.com veröffentlicht.

Die Einladung zur Hauptversammlung ist im
elektronischen Bundesanzeiger vom 23. März 2009
veröffentlicht.

München, 23. März 2009

Bayerische Motoren Werke
Aktiengesellschaft

Der Vorstand


